
Herausforderungen stärken den
Zusammenhalt
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Die neue Art der Austragung und ein Themenschwerpunkt waren
Besonderheiten  der  Delegiertenversammlung  2022.  Anstatt  der
traditionellen, eintägigen Veranstaltungen wurde ein relativ
kurzes  Nachmittagsmeeting  angeboten  –  dem  Zeitgeist  der
Effizienz folgend. Themenschwerpunkt war der «Rechtsschutz für
alle»,  dem  die  Delegierten  nach  intensiver  Diskussion
zustimmten.  Wir  sind  ab  kommendem  Jahr  noch  etwas  mehr
schützende Personalverbände.

Veranstaltungsort war Aarau. Die aargauische Stadt hat sich
von seiner schönsten Seite gezeigt, davon konnten sich die
Delegierten bei einem Stadtrundgang gleich selbst überzeugen.
Mit dem kompakteren Ablauf – die DV fand dieses Jahr nur am
Nachmittag statt – wollte der ZV erreichen, dass möglichst
viele  Delegierte  zur  Tagung  reisen.  Denn  trotz  allem:
Abwesenheiten vom Arbeitsplatz sind nicht so gern gesehen, so
war es denn nur knapp ein halber Tag.

Hauptthemen waren der «Rechtsschutz für alle», die Wahlen des
Gesamtvorstandes und die mögliche Digitalisierung der ZV Info.

Präsident  Urs  Stauffer  eröffnete  die  Delegiertenversammlung
2022 und hiess alle Anwesenden in der Aula der Alten Kanti
herzlich  willkommen.  Langsam,  aber  sicher  sei  wieder
Normalität zu spüren, das physische Zusammenkommen sei nach
Covid-Zeiten sehr wichtig, betonte Urs Stauffer.

Er freute sich, dass über 60 Delegierte, Ehrenmitglieder sowie
in- und ausländische Gäste den Weg nach Aarau gefunden hatten,
und begrüsste insbesondere den Stadtpräsidenten von Aarau, Dr.
Hanspeter  Hilfiker,  den  aargauischen  Regierungsrat  und
Finanzdirektor  Dr.  Markus  Dieth,  den  Ehrenvorsitzenden  und
offiziellen  Vertreter  des  Beamtenbundes  Baden-Württemberg

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2022/07/herausforderungen-staerken-den-zusammenhalt
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2022/07/herausforderungen-staerken-den-zusammenhalt


(BBW), Horst Bäuerle, die Ehrenmitglieder Toni Isenschmid und
Walter Schopferer, dann Adrian Wüthrich von Travail.Suisse und
– last but not least – Johanna Bundi Ryser vom Verband der
Schweizerischen Polizeibeamten VSPB.

Grussbotschaften
Dr. Hanspeter Hilfiker freute sich, im Namen des Stadtrates
von Aarau die Grussbotschaft zu überbringen, und hiess alle
Anwesenden in Aarau herzlich willkommen. In seiner Ansprache
legte er das Augenmerk auf die Herausforderungen rund um die
Digitalisierung des öffentlichen Dienstes. Der Stadtrat hat
2020 die Smart-City-Strategie und eine Umsetzungsplanung für
die  Stadt  Aarau  beschlossen.  Elektronische  Dienstleistungen
für  EinwohnerInnen  und  Unternehmen  sollen  unabhängig  der
geltenden Öffnungszeiten (E-Governement) möglich sein. Zudem
sollen  die  städtischen  Daten  zur  freien  Nutzung  (Open
Governement) zugänglich gemacht, die digitalen Fähigkeiten in
Schul-  und  Lernkonzepten  (Smart  People)  gefördert  und  ein
digitales  Parkleitsystem  (Smart  Parking)  eingeführt  werden.
Der Stadtpräsident bedankte sich bei den Mitarbeitenden im
öffentlichen Dienst der Stadt Aarau und wünschte ihnen viel
Erfolg bei der Umsetzung des technologischen Fortschritts.

Im Namen des Kantons Aargau begrüsste Regierungsrat Dr. Markus
Dieth die Anwesenden und sprach über seine Erfahrungen als
Finanzdirektor des Kantons Aargau. In der letzten Zeit konnten
gute Zahlen präsentiert werden. Es sei dem Kanton geglückt,
CHF 1,2 Milliarden Schulden zurückzubezahlen. Zurzeit seien
noch rund CHF 200 Millionen Schulden offen. Der Kanton sei
deshalb auch für zukünftige Herausforderungen gewappnet. Als
Finanzdirektor  seien  die  Finanzen  natürlich  wichtig.  Das
Wichtigste für eine Unternehmung seien aber die Menschen! So
sei  er  stolz,  für  5000  Mitarbeitende  verantwortlich  zu
zeichnen. Personalverbände spielen deshalb eine grosse Rolle;
sie setzen sich für die Belange der Mitarbeitenden ein. Auch
Regierungsrat Dr. Markus Dieth bedankte sich für die wertvolle



Arbeit der Mitarbeitenden des öffentlichen Dienstes.

Statutarische Geschäfte
Präsident Urs Stauffer führte gewohnt zügig und versiert durch
die statutarischen Geschäfte. Brigitte Wilkinson präsentierte
den Delegierten das Rechnungsergebnis 2021. Im Budget 2021 war
weder ein Verlust noch ein Gewinn vorgesehen; dies hat sich so
nicht realisiert. Aufgrund der vielen Rechtsfälle, der neuen
Aufwendungen für den Aufbau, die Nachführung und Gestaltung
der Social-Media-Kanäle, die Unterstützung der Verbände beim
Aufbau  eigener  Websites,  den  gestiegenen  Aufwand  im
Sekretariat  und  den  Mehrausgaben  beim  Posten
Delegiertenversammlung 2021 (auf dem Pilatus) resultierte ein
Verlust  von  CHF  30 802.03.  Das  stellt  mit  Blick  auf  die
letzten Jahre, genauer Jahrzehnte, einen Einzelfall dar. Die
Delegierten akzeptierten dies und nahmen die Jahresrechnung,
nachdem Dr. Ruedi Bürgi den Revisorenbericht verlesen hatte,
einstimmig an.

Für das Jahr 2023 wird ein Verlust von CHF 8000.00 budgetiert.
Die  Geschäftsleitung  hat  dabei  vorsichtig  budgetiert  und
insbesondere  mit  weiterhin  erhöhten  Ausgaben  in  der
Rechtsberatung und bei den Social Media gerechnet. Das Budget
wurde von den Delegierten mit 25 Ja Stimmen und 2 Enthaltungen
genehmigt.

Rechtsschutz für alle
Am intensivsten diskutiert wurde das Thema «Rechtsschutz für
alle». Die Delegierten waren durch die Berichterstattung in
der  ZV  Info,  durch  das  ausführliche  Schreiben  der
Geschäftsleitung  an  die  Präsidien  der  Personalverbände  wie
auch  durch  bilaterale  Kontakte  zwischen  Sekretariat  und
Personalverband  über  zentrale  Fragen  des  Rechtsschutzes
informiert.

Diskutiert wurde, ob es tatsächlich nötig sei, Rechtsschutz
für  alle  anzubieten.  Auch  die  Kosten  waren  ein  zentrales



Thema. Die Geschäftsleitung machte darauf aufmerksam, dass man
in Fragen des Rechtsschutzes nicht einfach eine Erfolgs- oder
Verlustrechnung führen könnte, sondern der Solidaritätsgedanke
sei zentral. Selbstverständlich sei zu hoffen, dass man diese
Versicherung nicht dauernd in Anspruch nehmen müsse; aber wenn
es ein Mitglied trifft, dann hat es jedenfalls diese Sorge
nicht  und  weiss,  dass  es  anständig  gegen  den  Arbeitgeber
vertreten  wird.  Ganz  abgesehen  davon  hat  das  Wissen  des
Arbeitgebers  darum,  dass  jedes  Mitglied  von  Öffentliches
Personal Schweiz über Rechtsschutz verfügt, eine präventive
Wirkung. Die Geschäftsleitung ist auch überzeugt, dass die
jüngeren Mitarbeitenden den Rechtsschutz als Voraussetzung für
den Verbandsbeitritt sehen. Die meisten Delegierten hat diese
Argumentation letztlich überzeugt und die Versammlung stimmte
mehrheitlich der Einführung von «Rechtsschutz für alle» zu.

Verabschiedung und Wahlen
Präsident  Urs  Stauffer  verabschiedete  Vorstandsmitglied
Barbara  Weilenmann,  Vertreterin  des  Personalverbandes  der
Stadt  Schaffhausen,  und  bedankte  sich  für  die  Arbeit  im
Vorstand von Öffentliches Personal Schweiz.

Die Delegiertenversammlung wählte Präsident Urs Stauffer (der
in Aarau im Übrigen sein 20-Jahr-Dienstjubiläum als Präsident
feierte)  und  alle  bestehenden  Mitglieder  des  Vorstandes
einstimmig. Neu in den Vorstand wurden Annina Fricker vom
Personalverband  der  Stadt  St.  Gallen  und  Dr.  Markus
Dürrenberger vom Baselstädtischen Angestellten-Verband (BAV)
gewählt.  Die  Wiederwahl  der  Geschäftsleitungsmitglieder  wie
auch der beiden Revisoren erfolgte ebenfalls einstimmig.

Das  ist  an  sich  erfreulich,  auch,  dass  sich  die
Geschäftsleitung wie faktisch der gesamte Vorstand erneut zur
Wahl  gestellt  haben.  Das  darf  aber  nicht  darüber
hinwegtäuschen,  dass  Einzelne  bereits  seit  Jahrzehnten  im
Dienst sind, unentgeltlich, sich aber nicht mehr ewig zur
Verfügung  stellen  werden.  Auch  dieser  Daueraufgabe  der



Nachfolgeregelung widmet sich der ZV intensiv.

Digitalisierung der ZV Info
Es  gibt  lieb  gewonnene  Gewohnheiten,  die  man  gelegentlich
überdenken muss. Die ZV Info, unser Verbandsorgan, gibt es
seit 100 Jahren. Damals waren das nur kurze Statements auf
wenigen  Seiten,  wenn  überhaupt,  heute  sprechen  wir  von
monatlichen Ausgaben zwischen 20 und 30 Seiten, ergänzt durch
Beiträge  im  Newsletter,  in  den  Social  Media  und  auf  der
Webpage.

Die ZV Info steht als Printausgabe auf dem Prüfstand. Die
Geschäftsleitung will wissen, ob die Zeitschrift (gestützt auf
verschiedene  Überlegungen,  auch  aus  Gründen  der  Umwelt)
weiterhin als Printausgabe erscheinen soll oder ob sie ganz
oder teilweise digitalisiert wird. Die Abklärungen werden dies
zeigen; mit einem teilweisen Ersatz der Printausgabe durch
digitale Medien ist aber in jedem Fall zu rechnen.

Delegiertenversammlung 2023
Für die Durchführung der nächsten Delegiertenversammlung hat
sich die Stadt Zug beworben. Anhand eines kurzen Videos wurde
gezeigt,  worauf  sich  die  Delegierten  im  Jahr  2023  freuen
können. Zug hat so einiges zu bieten.

Das  Datum  der  kommenden  Delegiertenversammlung  wurde  noch
nicht festgelegt. Öffentliches Personal Schweiz wird Sie zu
gegebener Zeit wieder informieren.

Gabriela Sollberger,
Redaktorin ZV Info



Gute  und  bezahlbare
familienergänzende
Kinderbetreuung für alle
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Im März 2022 wurde eine Initiative zur familienergänzenden
Kinderbetreuung  lanciert.  Die  Kita-Initiative  soll  dafür
sorgen,  dass  genügend  bezahlbare  Kita-Plätze  zur  Verfügung
gestellt  werden  und  dass  die  Vereinbarkeit  von  Beruf  und
Familie gefördert wird. In den letzten 19 Jahren wurde bereits
einiges getan – dies zeigt der kürzlich erschienene Bericht
des  Bundesamtes  für  Sozialversicherungen.  Sind  die
geschaffenen Betreuungsplätze und deren finanzielle Förderung
genug oder braucht es zusätzlich die Kita-Initiative?

Die Initiative will sicherstellen, dass die familienergänzende
Kinderbetreuung für alle Familien in der Schweiz zugänglich
und zahlbar ist. Heute sind sowohl das Angebot wie auch die
Kosten  von  Kitaplätzen  und  weiteren  Angeboten  der
Kinderbetreuung  (Tagesfamilien,  Kinderbetreuung  an  Schulen)
stark vom Wohnort abhängig. Vor allem in städtischen Gebieten
wurden Kita-Plätze ausgebaut. Damit haben sich Unterschiede
bezüglich  Kosten  und  verfügbaren  Plätzen  akzentuiert.  Die
Initiative  sieht  eine  flächendeckende  Lösung  vor  und  will
dafür sorgen, dass grundsätzlich jedes Kind in der Schweiz
Anspruch  auf  einen  Kita-Platz  oder  ein  vergleichbares
Betreuungsangebot hat. Dies, sofern die Eltern ihre Kinder
familienergänzend betreuen lassen wollen. Zusätzlich will die
Initiative die Arbeitsbedingungen der Betreuungsfachpersonen
verbessern.

Kantone  und  Gemeinden  haben  in  den  letzten  Jahren
unterschiedliche  Modelle  für  die  familienergänzende
Kinderbetreuung  entwickelt.  Die  Initiative  schlägt  deshalb
kein fixes Modell vor, sondern verpflichtet die Kantone, für
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ein ausreichendes, bezahlbares, bedarfsgerechtes Angebot von
guter Qualität zu sorgen. Es steht ihnen frei, ob sie zum
Beispiel nur Kitas ausbauen wollen oder auch auf Angebote von
Tagesfamilienorganisationen setzen.

Die Initiative will in der Verfassung den Grundsatz verankern,
dass  jedes  Kind  einen  Anspruch  auf  familienergänzende
Kinderbetreuung  hat,  sofern  die  Eltern  dieses  Angebot  in
Anspruch  nehmen  wollen.  Die  Kantone  werden  verpflichtet,
dieses Angebot zu schaffen (Art. 1). Um sicherzustellen, dass
der nötige Ausbau nicht von den Finanzen der Wohngemeinde oder
des Wohnkantons abhängt, übernimmt der Bund zwei Drittel der
Kosten (Art. 4). Falls die Kantone fünf Jahre nach Annahme der
Initiative das Angebot nicht geschaffen haben, verpflichtet
sie  der  Bund  dazu  (Art.  5).  Er  erlässt  in  diesem  Fall
Mindestrichtlinien  zur  Qualität  der  Betreuung,  den
Arbeitsbedingungen und weiteren Anforderungen (Art. 2, 3 und
5). Die Initiative sieht vor, dass die Kantone Beiträge von
den  Eltern  verlangen  können,  das  aber  nicht  müssen.  Die
Elternbeiträge dürfen in keinem Fall mehr als zehn Prozent des
Einkommens  übersteigen.  So  wird  die  familienergänzende
Kinderbetreuung für alle erschwinglich (Art. 5).



Schaffung neuer Betreuungsplätze
In  den  letzten  19  Jahren  wurden  gesamthaft  62 623
Betreuungsplätze geschaffen, 37 119 in Kindertagesstätten und
25 504  in  Einrichtungen  für  die  schulergänzende  Betreuung.
Insgesamt  wurden  396,9  Millionen  Franken  an  Finanzhilfen
ausbezahlt.

Auffallend ist, dass fast die Hälfte aller Kindertagesstätten
angaben,  dass  sie  nicht  alle  Anmeldungen  berücksichtigen
können,  obschon  sie  nicht  zu  100%  ausgelastet  sind.
Insbesondere hängt dies mit den fehlenden Plätzen für Babys
und den «falschen» Betreuungszeiten zusammen.



Die  Auswertung  hat  ergeben,  dass  bei  neu  geschaffenen
Kindertagesstätten rund 80% aller Plätze belegt sind. Bei der
schulergänzenden Betreuung liegt die Auslastung bei 76 bzw.
81%.

Kindertagesstätten
In Kindertagesstätten werden hauptsächlich Kinder im Alter von
zwei bis vier Jahren (58%) und jünger (34%) betreut. Dabei
besuchen 35% der Kinder die Kita an zwei Tagen pro Woche, 22%
an drei Tagen und 21% an einem Tag pro Woche. 71% der Kinder
werden den ganzen Tag und 27% den halben Tag betreut. Selten
(2%) ist hingegen die stundenweise Betreuung.

Nach  wie  vor  fällt  auf,  dass  Auszubildende  und
Praktikantinnen/Praktikanten einen hohen Anteil ausmachen, das
sind  rund  ein  Drittel  des  gesamten  Personals.  43%  aller
angestellten Personen verfügen (noch) über keine fachmännische
Ausbildung.  63%  der  Kindertagesstätten  wenden
einkommensabhängige  Tarife  an,  für  56%  der  dort  betreuten
Kinder wurde ein reduzierter Tarif gewährt.

Einrichtungen für die schulergänzende Betreuung
In  Einrichtungen  für  die  schulergänzende  Betreuung  werden
vorwiegend Kinder zwischen sieben und zehn Jahren betreut, ihr
Anteil  beträgt  knapp  50%.  31%  der  Kinder  sind  jünger  als
sieben Jahre und 18% sind 11 – 13 Jahre alt. Lediglich 3% sind
ältere Kinder zwischen 14 und 16 Jahren.

Einen Tag pro Woche werden 29% der Kinder betreut, 27% an zwei
Tagen und 18% an drei Tagen pro Woche. Auch hier haben 43% der
angestellten Personen (noch) keine Fachausbildung vorzuweisen.

Einkommensabhängige Tarife werden von 77% der Einrichtungen
angewandt, dabei wurde für 64% der dort betreuten Kinder ein
reduzierter Tarif gewährt.



Ausgaben für familienergänzende Kinderbetreuung
Für  Familien  ist  die  Fremdbetreuung  mit  Kosten  verbunden.
Diese variieren je nach Alter, Betreuungstagen und Anzahl der
Kinder, die betreut werden sollen.

Durchschnittlich  belaufen  sich  die  Kosten  für
Kindertagestätten und die schulergänzende Kinderbetreuung auf
536 Franken pro Monat und Haushalt.

Es zeigt sich, dass die Höhe dieser Ausgaben stark mit dem
verfügbaren  Einkommen  zusammenhängt.  Im  Durchschnitt  geben
Familien des untersten Einkommensdrittels mit mindestens einem
Kind  unter  vier  Jahren  443  Franken  pro  Haushalt  für  die
familienergänzende  Kinderbetreuung  aus.  Die  Ausgaben  für
Familien  des  obersten  Einkommensdrittels  belaufen  sich  auf
1454 Franken pro Monat und Haushalt.

Gemessen am Bruttoeinkommen beträgt der Anteil der Ausgaben
für die familienergänzende Kinderbetreuung 5.4% für Familien
des untersten Einkommensdrittels, 6.5% des mittleren Drittels
und im obersten Drittel 6.9%.

Kosten pro Kind
Für  die  Betreuung  in  Kindertagesstätten  oder  in
schulergänzenden  Betreuungseinrichtungen  bezahlen  Haushalte
pro Kind unter 13 Jahren durchschnittlich rund 465 Franken pro
Monat.

Braucht es die Kita-Initiative?
Die  nachfolgenden  Ausführungen  spiegeln  nur  meine  eigene
Erfahrung und Ansicht wider:

Als Kind einer alleinerziehenden Mutter, ohne Verwandte, die
sie  hätten  unterstützen  können,  habe  ich  selbst  Zeit  bei
Tagesmüttern  und  im  Hort  verbracht.  Nicht  immer  war  die
Betreuung  optimal.  In  meinem  Fall  gab  es  beispielsweise
Tagesmütter, die nicht für die Betreuung von Kindern geeignet
waren und es mutmasslich nur des Geldes wegen machten. Auch im



Hort gab es Zeiten, an denen die Hortleiter/-innen überfordert
zu sein schienen und zu wenig Zeit für die Kinder hatten –
kein Wunder, wir waren auch teilweise sehr viele Kinder, die
betreut werden mussten.

Ich möchte diese Zeit allerdings nicht missen, habe ich doch
gelernt, was es heisst, Verantwortung für sich und andere zu
übernehmen. Ich hatte eine schöne Zeit mit all den «Gspändli»,
die  ich  kennen  lernen  durfte.  Wir  –  Kinder  aus  jeglicher
Herkunft, sei es kultureller oder finanzieller Natur – haben
gelernt, zu teilen und für einander da zu sein.

Was  es  meiner  Meinung  nach  braucht,  sind  genügende
Betreuungsplätze  und  gut  ausgebildetes  Personal,  das
entsprechend entlöhnt wird. Viele Familien, insbesondere auch
alleinerziehende  Mütter  und  Väter,  sind  darauf  angewiesen,
dass sie ihre Kinder an einen Ort bringen können, bei dem sie
wissen, dass ihre Kinder gut aufgehoben sind. Vor allem müssen
diese  Plätze  auch  bezahlbar  sein.  Es  ist  sicherlich
kontraproduktiv, wenn ein Grossteil des erzielten Einkommens
für die Kinderbetreuung ausgegeben werden muss. So gibt es
bestimmt  Elternteile,  die  auf  eine  Arbeitstätigkeit
verzichten.  Das  ist  meiner  Ansicht  nach  sehr  schade  und
schlecht für den Schweizer Arbeitsmarkt, gerade wenn man den
Fachkräftemangel in vielen Branchen betrachtet.

Deshalb unterstütze ich die Kita-Initiative.

Was denken Sie, braucht es die Kita-Initiative, oder wäre eine
andere Lösung besser geeignet? Lassen Sie es uns wissen!



Lieber Menschen als Avatare
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Gute Freunde werden sich ähnlicher und Familien bleiben oft
ein Leben lang verbunden. Verschiedene Faktoren sorgen dafür,
dass unsere Beziehungschemie stimmt – gemeinsame Werte gehören
genauso dazu wie soziale Nähe und ein starker Wohlfahrtsstaat.

Mit unseren Beziehungen verhält es sich ähnlich wie mit der
Chemie: Wie Atome können wir mit anderen Menschen mehr oder
weniger stabile Verbindungen eingehen. Die einen existieren
nur ganz kurz oder kommen gar nicht zustande – andere halten
dafür ein Leben lang. Wir ziehen uns an – weil eben die Chemie
stimmt. Oder wir stossen uns ab. Johann Wolfgang Goethe hat
dieser Beziehungschemie weiland einen ganzen Roman gewidmet:
In  den  «Wahlverwandtschaften»  beschreibt  er  das  Leben  von
Menschen,  die  sich  voneinander  lösen  und  sich  wieder  neu
zusammenschliessen.  Der  Begriff  stammte  aus  der  chemischen
Theorie seiner Zeit, dem 18. und 19. Jahrhundert, und meinte
das Bestreben bestimmter chemischer Stoffe, miteinander zur
reagieren und damit Verbindungen einzugehen.

Die  Pandemie  hat  in  den  letzten  zwei  Jahren  nun  eine
erhebliche  Dynamik  in  diese  Beziehungschemie  gebracht.  Die
Diskussionen  um  Corona-Massnahmen  haben  soziale  Beziehungen
belastet – aus Anziehung wurde Abstossung. Am Streit um die
Impffrage hätten Freundschaften und Familien gelitten, sagte
Andreas M. Krafft von der Universität St. Gallen kürzlich in
einem Medienbericht. Krafft ist Autor des Hoffnungsbarometers
2022, einer Studie, die auf der Basis einer breiten Umfrage
die Stimmung im Land erhebt. Für das letzte Jahr konstatiert
das Barometer, die gegenseitige Unterstützung und der soziale
Zusammenhalt in der Schweiz seien im Vergleich zum Vorjahr
schwächer geworden. «Die Impffrage hat in der Pandemie ein
Spaltungsnarrativ genährt», sagt Entwicklungspsychologe Moritz
Daum von der UZH, «deshalb ist es wichtig, nicht nur danach zu
fragen, was uns trennt, sondern auch und vor allem, was uns

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2022/05/lieber-menschen-als-avatare


verbindet.»

Wir brauchen Nähe
Was ist es, das Freunde und Familienmitglieder zusammenhält?
Wie  funktioniert  die  Chemie,  die  uns  verbindet  oder
Verbindungen auflöst? Nach Bindung zu streben und verlässliche
emotionale  Beziehungen  aufzubauen,  gehört  zur  Condition
humaine.  «Diese  Bindungsfähigkeit  ist  für  uns  Menschen
essenziell», sagt der Neuropsychologe Lutz Jäncke, «und sie
ist  genetisch  unabhängig,  das  heisst,  wir  können  mit  x-
beliebigen Menschen soziale Bande knüpfen.» Das beginnt schon
ganz  früh:  Kleinkinder  brauchen  zwar  verlässliche
Vertrauenspersonen, um gute Beziehungen aufzubauen, das müssen
aber nicht unbedingt die leiblichen Eltern sein. Das sei,
denke man an Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, eine gute
Botschaft, findet Jäncke, der sich unter anderem in seinem
neuen Buch «Von der Steinzeit ins Internet. Der analoge Mensch
im digitalen Zeitalter» mit dem Thema befasst hat, denn es
bedeutet,  dass  wir  auch  mit  Fremden  vertrauensvolle  und
positive Beziehungen eingehen und sie so zu Freunden machen
können.

Dazu braucht es allerdings soziale Nähe. Bindung entsteht im
direkten  physischen  Kontakt  mit  Menschen,  sagt  der
Neuropsychologe. Wenn wir jemanden kennen lernen, versuchen
wir, diese Person zu interpretieren und unter anderem ihre
Mimik,  ihre  Gestik  und  ihre  Stimme  zu  lesen.
«Evolutionsbiologisch sind wir auf diesen Kommunikationsablauf
hoch  spezialisiert»,  sagt  Jäncke.  Wir  versuchen,  die
Gedankengänge und Emotionen unseres Gegenübers zu verstehen,
um uns optimal auf dieses einzustellen. Das verbinde und hemme
Aggressionen,  sagt  der  Forscher.  In  der  heutigen  Online-
Kommunikation  findet  der  direkte  Kontakt  allerdings  immer
weniger statt. Das sei problematisch, sagt Lutz Jäncke. «Wir
werden füreinander immer mehr zu anonymen Avataren – zu Wesen
ohne Fleisch und Blut; deshalb geben Menschen etwa in den
sozialen Medien ihren Aggressionen immer wieder hemmungslos



freien Lauf.» Für den sozialen Zusammenhalt ist das nicht
förderlich. «Für den Aufbau von Vertrauen brauchen wir echte
Menschen und keine Avatare», schliesst Jäncke.

Verbindende Ähnlichkeit
Mit  Freunden  und  Familienmitgliedern  unterhalten  wir  oft
solche  nahen  und  vertrauensvollen  Beziehungen.  Mit  ihnen
schalten wir uns zuweilen buchstäblich gleich, wie ein Blick
in unser Oberstübchen zeigt. Denn die psychologische Forschung
hat nachgewiesen, dass sich unsere Gehirne im direkten Kontakt
mit den Gehirnen von Menschen, die uns nahestehen und mit
denen  wir  kooperieren,  synchronisieren.  So  konnte  in
Experimenten mit Müttern und Kindern gezeigt werden, dass sich
die neuronalen Aktivitätsmuster in ihrem Kopf anglichen, wenn
sie sich einander zuneigten, um gemeinsam ein Tangram-Puzzle
zu lösen. Die beiden Gehirne bringen sich gewissermassen in
Einklang  –  die  Psychologie  nennt  das  «neuronale
Synchronizität».

Mit  Familienmitgliedern  und  vor  allem  mit  guten  Freunden
teilen wir oft auch ähnliche Interessen, Werthaltungen und
einen ähnlichen Geschmack. Ähnlichkeiten sind ein wichtiger
sozialer Kitt, der Menschen ganz allgemein verbindet, sagt
Moritz  Daum.  Da  sind  sie  also  wieder,  die
Wahlverwandtschaften, die eben nicht nur Atome, sondern auch
menschliche  Individuen  gegenseitig  anziehen.  Wie  stark
Ähnlichkeiten Menschen verbinden können, macht eine Arbeit von
Brett  Laursen  mit  dem  Titel  «Making  and  Keeping  Friends»
deutlich. Der US-Psychologe beschreibt dort, dass sich gute
Freunde gegenseitig beeinflussen und sich im Lauf der Zeit
mehr und mehr angleichen. Und sie versuchen, Veränderungen zu
vermeiden,  die  zu  Unähnlichkeiten  führen  und  so  die
Freundschaft  bedrohen  könnten.

Allein, das scheint nicht immer zu gelingen, wie die Berichte
über aufgekündigte Freundschaften und verkrachte Familien im
Zusammenhang  mit  Corona  deutlich-  machen.  «In  der  lange



währenden Pandemie haben sich die Fronten verhärtet», sagt
Moritz Daum, «in solchen Momenten geht oft vergessen, welche
Werte man über die unüberbrückbaren Differenzen zu bestimmten
Themen hinaus teilt – das ist meist viel mehr als der Punkt,
in  dem  man  uneins  ist.»  Diese  Gemeinsamkeiten  –  etwa  der
Glaube an die Demokratie – sind das soziale Fundament, um
miteinander verbunden zu bleiben – Krisen und Konflikten zum
Trotz.

Ein Leben lang zusammen
Auf  einem  soliden  sozialen  Fundament  stehen  auch  viele
Schweizer Familien. Die Chemie scheint vielfach zu stimmen.
«Der Zusammenhalt ist sehr gross», sagt Marc Szydlik. Der
Soziologe  erforscht  die  Solidarität  und  die  Konflikte  von
Familien. «Die meisten erwachsenen Kinder und Eltern bleiben
ein Leben lang miteinander verbunden – auch wenn sie schon
lange nicht mehr zusammenwohnen.» So unterhalten hierzulande
viele  junge  Menschen  Mitte  zwanzig  eine  enge  emotionale
Beziehung  zu  ihren  Eltern,  wie  Szydliks  ehemalige
Mitarbeiterin Ariane Bertogg in einer Studie festgestellt hat.

Das emotionale Band, das zwischen Eltern und Kindern zu Beginn
des Familienlebens geknüpft wird, ist ein wichtiger Faktor für
den langfristigen familiären Zusammenhalt. Familien, denen es
gelungen  ist,  positive  und  vertrauensvolle  Beziehungen
zueinander aufzubauen, werden davon in der Regel langfristig
profitieren können. Die Familienmitglieder unterstützen sich
gegenseitig  und  sind  füreinander  da,  wenn  jemand  Hilfe
braucht,  auch  wenn  es  zwischendurch  Differenzen  und
Uneinigkeiten gibt. Oft sind es die Eltern, die ihren Töchtern
und Söhnen bis weit ins Erwachsenenalter hinein mit Wohnraum
und Geld unter die Arme greifen – und sie nach dem Tod mit
Erbschaften  bedenken.  Werden  die  Eltern  älter,  sind  es
umgekehrt  häufig  erwachsene  Kinder,  die  sie  tatkräftig
unterstützen. Zunächst etwa im Haushalt, beim Einkaufen oder
bei Computerfragen, später dann auch beim Aufstehen, Anziehen
und bei der Körperpflege oder beim Organisieren von Pflege und



Wohnen im Alter.

Besonders enge Bindungen zeigen sich zeitlebens zwischen den
Frauen  in  der  Familie.  Sie  gelten  in  der
sozialwissenschaftlichen  Forschung  als  Kinkeeper,  die
Familienangehörige  zusammenhalten.  «Die  engere  Beziehung
zwischen  Töchtern  und  ihren  Müttern  zeigt  sich  im
Erwachsenenalter,  auch  wenn  die  Generationen  nicht  mehr
zusammenleben», sagt Marc Szydlik. Die Rolle der Frauen als
Kinkeeper scheint eine Konstante zu sein. Sie ist in Familien
in ganz Europa und darüber hinaus zu beobachten. Daneben gibt
es viele andere Faktoren, die beeinflussen, wie eng oder wie
lose  die  familiären  Bande  sind  –  beispielweise  die
finanziellen  Verhältnisse,  Geschenke,  Zahlungen  und
Erbschaften,  die  Wohnentfernung,  Gesundheit  und  Scheidung,
unterschiedliche gesellschaftliche Normen und die Rolle des
Staates. Diese Faktoren unterscheiden sich in Europa zum Teil
erheblich  –  mit  grossen  Auswirkungen  auf  den  familiären
Zusammenhalt,  wie  Marc  Szydlik  in  seiner  gross-angelegten
Studie «Sharing Lives» 2016 festgestellt hat.

Erwachsene Kinder entlasten
Geht es um den familiären Kitt, spielt der Wohlfahrtsstaat
eine wichtige Rolle. Er ist dafür massgebend, ob genügend
öffentliche  Hilfe-  und  Pflegeeinrichtungen  existieren,  die
sich der Eltern annehmen, wenn sie bedürftig werden, und so
die erwachsenen Kinder entlasten – oder eben nicht. In den
Wohlfahrtsstaaten  des  europäischen  Nordens  sind  solche
Betreuungseinrichtungen  relativ  üblich.  «Das  entlastet  die
Familienangehörigen», sagt Marc Szydlik, «führt aber dennoch
nicht dazu, dass die Nachkommen nicht mehr für ihre alten
Eltern da sind.» Im Gegenteil, sie haben dadurch mehr Zeit und
Energie, im Haushalt zu helfen und administrative Aufgaben zu
erledigen.

Anders sieht die Situation im europäischen Süden aus, wo «la
famiglia»  in  der  Gesellschaft  einen  hohen  Stellenwert



geniesst, die Betreuung von alten Menschen aber weniger gut
organisiert ist als etwa in den skandinavischen Ländern. Hier
kommt es öfter vor, dass die alten Eltern vor allem von den
Töchtern gepflegt werden. In diesem Nord-Süd-Gefälle liegt die
Schweiz nicht nur geografisch in der Mitte. «Die staatliche
Entlastung und Unterstützung der Familien ist nicht so gross
wie im Norden», sagt Marc Szydlik, «aber deutlich höher als im
Süden.»  Und  der  familiäre  Zusammenhalt  ist,  wie  gesagt,
hierzulande häufig nachhaltig und eng. Die Erfahrung dieser
generationenübergreifenden  Solidarität,  die  in  vielen
Schweizer Familien gelebt wird, hat Auswirkungen auf die ganze
Gesellschaft. «Sie hat Folgen für die soziale Ungleichheit und
spiegelt  sich  wohl  auch  in  der  Akzeptanz  des
Generationenvertrags  in  den  Sozialversicherungen»,  sagt
Soziologe  Marc  Szydlik  –  der  unausgesprochenen
gesellschaftlichen Übereinkunft also, dass die Jüngeren mit
ihren  AHV-Beiträgen  die  Altersrenten  der  Elterngeneration
sichern. Auf diese gelebte Solidarität, aber auch auf den
sozialen Nahkontakt und auf die vielen gemeinsamen Werte, die
wir miteinander teilen, können wir uns besinnen, wenn die
Chemie untereinander einmal nicht stimmt.

Wir danken der Universität Zürich, dass wir diesen Text aus
dem «UZH Magazin» 1/2022 verwenden durften.

Ohne  die  anderen  sind  wir
nichts
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Menschen  und  Affen  sind  soziale  Wesen  und  als  solche
aufeinander  angewiesen.  Die  gegenseitige  Abhängigkeit  sorgt
für den Zusammenhalt. Gelegentlich kracht es trotzdem.
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Diese Geschichte über die Menschen beginnt bei den Affen.
Genauer bei unseren nächsten Verwandten, den Menschenaffen wie
Schimpansen und Bonobos. Diese rasen gerne in Horden durch die
Wälder. In der Wildnis sind manchmal bis zu 200 Schimpansen
gemeinsam  unterwegs,  erzählt  die  Anthropologin  Kathelijne
Koops,  manchmal  sind  es  auch  nur  20.  Diese  Form  des
Zusammenlebens nennt die Wissenschaft offene «Fission-fusion»-
Gesellschaften,  übersetzt  Spaltungs-Fusions-  Gesellschaften,
bei denen sich Grösse und Zusammensetzung der Gruppen ständig
verändert. Bei den Menschenaffen hängt das etwa davon ab, wie
viel  Futter  es  gibt  und  wie  gefährlich  und  zahlreich  die
Feinde sind. Diese Form der flexiblen Geselligkeit gibt es
auch bei anderen intelligenten Lebewesen wie den Delfinen.

Koops  beobachtet  die  Menschenaffen,  um  mehr  über  ihr
Sozialverhalten zu erfahren. Dieses ähnelt in vielen Aspekten
dem  unsrigen.  Die  Beobachtung  der  Affen  erlaubt  deshalb
Rückschlüsse darauf, wie sich unser Verhalten entwickelt hat.
So rotten sich unsere nächsten Verwandten aus dem gleichen
Grund zusammen, wie es unsere Vorfahren taten: Sie erhöhen
damit ihre Überlebenschancen oder mit Darwin gesprochen ihre
Fitness: «Das Leben in der Gruppe bietet riesige Vorteile»,
sagt Kathelijne Koops, «es ist einfacher, Futter zu finden
oder Feinde zu erkennen und sich gegen sie zu verteidigen.»
Denn  für  die  Affen  gilt  heute  noch,  was  für  die
Steinzeitmenschen galt: «Wenn du alleine deinen Nachbarn über
den Weg läufst, kann es sein, dass sie dich umbringen.»

Sicherheit und Anerkennung
Der ganz direkte Nutzen ist deshalb der stärkste Kitt der
Beziehungen  zwischen  Affen.  Dazu  gehört  etwa,  sich  bei
Auseinandersetzungen  innerhalb  der  Gruppe  zu  unterstützen,
oder der Zugang zu Weibchen dank einer guten Beziehung zu
einem  höher  gestellten  Männchen.  Wichtig  für  eine  gute
Beziehung zwischen Affen ist zudem, dass sie sich aufeinander
verlassen können und sich grundsätzlich gut verstehen.



Die Analyse von Koops macht klar: Affen suchen sich Friends
with  Benefits  –  nützliche  Freunde.  Wie  ist  es  bei  uns
Menschen? Auch bei uns gilt: Was uns zusammenbringt, was uns
zusammenhält,  sind  gemeinsame  Interessen  und  Bedürfnisse.
Diese sind nicht nur materiell, sondern auch emotional. Der
Soziologe Malte Döhne untersucht unter anderem Peer-Gruppen
von Jugendlichen. Er nennt vier Dinge, die wir bei Freunden
suchen: Sicherheit, Anerkennung, gegenseitige Bestätigung und
neue Erfahrungen. «Die Chemie in einer Gruppe stimmt, wenn
diese Bedürfnisse befriedigt werden können», sagt Döhne. Wenn
das nicht mehr der Fall ist, verlassen wir die Gruppe und
suchen eine andere, in die wir besser reinpassen.



Gleich und Gleich
Was bei Döhnes Zusammenstellung auffällt, ist, dass es bei



zwei  der  vier  Dimensionen  –  Anerkennung  und  gegenseitige
Bestätigung  –  darum  geht,  von  den  anderen  «gesehen»  und
akzeptiert  zu  werden.  Das  setzt  voraus,  dass  wir  ähnlich
ticken. Döhne sagte es so: «Gleich und Gleich gesellt sich
gern.»

Wie die Schimpansen bewegen wir uns in verschiedenen Gruppen,
etwa bei der Arbeit, in der Freizeit oder beim Sport. Je nach
Konstellation haben wir dabei unterschiedliche Rollen. Will
heissen: «Was wir sind, wird durch jene definiert, mit denen
wir zusammen sind. Ohne die anderen sind wir nichts», sagt der
Psychologe Johannes Ullrich: Das gilt für die Zweierbeziehung
genauso wie für die Familie, die Freunde und die Gesellschaft
als Ganzes.

Despotisch oder egalitär?
Wie sich bei den Affen zeigt, gibt es da meist Hierarchien und
Hackordnungen  –  manchmal  sind  diese  ausgeprägter,  manchmal
unterschwelliger.  So  haben  etwa  Schimpansen  egalitärere
Beziehungen  als  Gorillas.  Diese  verhalten  sich  gegenüber
rangniedrigeren Tieren «despotisch», was bedeutet, dass sie
sie  ausbeuten,  indem  sie  die  guten  Dinge  für  sich
beanspruchen,  wie  das  beste  Futter  und  den  Sex  mit  den
Weibchen, und sie teilweise terrorisieren, indem sie sie oft
attackieren,  wie  Kathelijne  Koops  erklärt.  «Schimpansen
dagegen sind gegenseitig toleranter und rangniedrigere Tiere
setzen sich zur Wehr und schlagen gelegentlich zurück.» Am
egalitärsten geht es bei den Bonobos zu, wo oft die Weibchen
dominant oder co-dominant mit Männchen sind.

Weil  die  Beziehungen  so  wichtig  sind,  etwa  wenn  es  um
Rangkämpfe  zwischen  den  Männchen  geht,  wo  man  die
Unterstützung  eines  starken  Freundes  gut  gebrauchen  kann,
werden  sie  intensiv  gepflegt  –  durch  das  Grooming,  die
Körperpflege, etwa indem sich die Affen gegenseitig lausen.
«Die Körperpflege formt und festigt die Beziehungen», sagt
Koops. Da wir uns nicht mehr gegenseitig lausen können, haben



wir andere Strategien, um Beziehungen zu kultivieren. Dazu
gehört wie bei den Affen der persönliche Austausch, dieser
geschieht jedoch meist nicht haptisch, sondern verbal, etwa
indem wir ausgiebig tratschen.

Das Zusammenleben bietet viele Vorteile – den Affen wie uns
Menschen. Doch es schafft auch Konflikte. Die Affen streiten
sich um Ressourcen wie Futter oder darum, wer die Weibchen
begatten  darf.  Bei  uns  Menschen  geht  es  neben  solchen
Verteilkämpfen  um  Ressourcen  auch  um  ideelle  Fragen  wie
individuelle Freiheit und gesellschaftliche Solidarität. Eine
akute Form einer solchen Auseinandersetzung hat uns Corona
beschert,  etwa  wenn  es  darum  geht,  Corona-Massnahmen
mitzutragen  oder  eben  nicht.

Solche  Auseinandersetzungen  gehören  zum  politischen  Alltag,
doch die Schärfe, mit der die Corona-Debatten geführt werden,
sei beunruhigend, findet der Psychologe Johannes Ullrich. Er
führt das darauf zurück, dass in den letzten Jahren vor allem
über  ein  Thema  diskutiert  wurde:  Corona.  «Wir  haben  die
extreme Verengung aller Bedürfnisse und Bewusstseinslagen in
der Gesellschaft auf eine Frage erlebt», konstatiert Ullrich.
Dabei haben sich zwei Lager herauskristallisiert, die sich
unversöhnlich gegenüberstehen. Das sei aussergewöhnlich, sagt
Ullrich,  denn  üblicherweise  vermischen  und  überlagern  sich
politische Präferenzen. Das zeigt etwa die Diskussion um den
Rahmenvertrag  mit  der  EU,  wo  es  von  links  bis  rechts
Befürworter  und  Gegner  mit  ganz  unterschiedlichen  Motiven
gibt. «Das dämpft die Polarisierung.»

Zur Verhärtung beigetragen hat nach Ansicht von Ullrich die
Tatsache, dass wir uns lange Zeit nicht mehr physisch begegnen
konnten. «Was uns fehlte, ist der zwischenmenschliche Kontakt,
das persönliche Treffen in der 360-Grad-Perspektive. Das kann
nicht durch einen Flachbildschirm ersetzt werden.» Wenn wir
uns  persönlich  treffen,  können  wir  uns  ungezwungen
unterhalten. Dabei stellen wir gerade bei Freunden fest, dass
es vieles gibt, was wir teilen und was uns verbindet, selbst



wenn wir vielleicht nicht gleicher Meinung sind, wenn es um
Corona  geht.  So  entstehen  Vertrautheit  und  Vertrauen,  die
«Schmiermittel»  der  persönlichen  Beziehungen  und  der
Gesellschaft,  wie  Ullrich  sie  nennt.

Doch wie können wir die durch Corona strapazierten Beziehungen
wieder kitten? Vielleicht können wir uns bei den Affen etwas
abschauen. Was tun sie nach einem Streit? «Sie suchen die Nähe
des  Tieres,  mit  dem  sie  Streit  hatten»,  sagt  Koops.  Das
brauche allerdings Mut, weil nicht immer klar sei, wie das
Gegenüber reagiere. Wird die Annäherung akzeptiert, klopfen
sich die Affen auf die Schultern oder lassen sich lausen.
Allerdings versöhnen sich die Affen nicht nach jedem Streit.
Ob sie es tun und wie wichtig ihnen das ist, hängt vom Wert
der Beziehung ab. «Es ist wie bei uns Menschen. Für uns ist es
wichtiger,  uns  mit  guten  Freunden  zu  versöhnen  als  mit
irgendeinem Fremden, den wir auf der Strasse treffen», so
Koops. Manchmal ignorieren die Affen sich nach einem Streit
einfach und gehen sich aus dem Weg. Wie wir Menschen: «Es
fällt uns leichter, Bekanntschaften aufzulösen, die für uns
nicht so wichtig sind», sagt Malte Döhne. Umgekehrt gilt: «Das
Mass guter Freundschaft ist, wie wir mit Konflikten umgehen.»

Die Risse in der Gesellschaft zu kitten, dürfte nach Corona
nicht einfach sein. Doch die Renovationsarbeiten, wenn sie
denn gelingen sollen, beginnen im Privaten. «Wir müssen auf
der  individuellen  Ebene  versuchen,  die  Beziehungen  zu
pflegen», sagt Döhne. Ullrich rät dazu, wieder einmal einen
Schwatz mit dem Nachbarn zu halten. Denn wie Studien zeigen,
verringert der direkte Kontakt Vorurteile und sorgt so für den
sozialen Kitt auch zwischen Menschen, selbst wenn sich diese
sich nicht besonders nahestehen. Und wie verfahren wir mit
jenen, die uns lieb sind? Wir sollten sie wieder einmal zum
Nachtessen  einladen,  schlägt  Ullrich  vor.  Das  bietet
Gelegenheit, bei einem Glas Wein über dieses und jenes zu
räsonieren und dabei festzustellen, wie viel uns verbindet,
statt nur digital Informationshäppchen auszutauschen, die uns



in Rage bringen können.

Wir danken der Universität Zürich, dass wir diesen Text aus
dem «UZH Magazin» 1/2022 verwenden durften.

Elektroautos: Lohnt sich der
Umstieg?
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Elektromotoren gelten als Antriebsform der Zukunft – bereits
jetzt  ist  bald  jeder  dritte  neue  Personenwagen  ein
«Steckerfahrzeug». Ist das die Wende? Die wichtigsten Pro- und
Contra-Argumente im Wettstreit zwischen konventionellen Autos
und Elektrofahrzeugen.

1. Stichwort Umweltbilanz
Der  Verkehr  verursacht  in  der  Schweiz  ein  Drittel  des
jährlichen  Energieverbrauchs.  96 %  der  CO2-Emissionen
entstehen  dabei  laut  Bundesamt  für  Strassen  ASTRA  durch
fossile Treibstoffe. Elektroautos hingegen stossen kein CO2
aus. Sind sie also generell umweltfreundlicher?

Unbestritten ist, dass Elektroautos während der Betriebsphase
das Klima weniger belasten: vor allem, wenn sie mit Ökostrom
betrieben werden. Laut Bundesamt für Energie stammen aktuell
62 % des Schweizer Stroms aus erneuerbarer Energie, zumeist
Wasserkraft. Allerdings ist die Herstellung der Autobatterien
energieaufwendig  und  vor  allem  die  Entsorgung  oft
umweltbelastend.  Für  Skeptiker  ist  dies  ein  gewichtiges
Gegenargument. Deshalb arbeiten die Hersteller mit Hochdruck
an verbesserten Konzepten.

Fazit:  Da  noch  nicht  ausreichend  Informationen  vorliegen,
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steht es im Wettkampf 0:0.

2. Stichwort Lärm
Elektroautos  sind  im  Stadtverkehr  deutlich  leiser  als
konventionelle Fahrzeuge. In einer Welt der Elektromobilität
könnten Menschen an vielbefahrenen Strassen besser schlafen,
die Lebensqualität in den Städten würde dadurch steigen. Aber:
Leise  Fahrzeuge  bergen  auch  ein  Risikopotenzial.  Deshalb
werden Elektroautos teils künstlich mit Geräuschen versehen,
um andere Verkehrsteilnehmer zu warnen.

Fazit: Dieser Punkt geht an die Elektroautos: 1:0.

3. Stichwort Flexibilität
Schon mehr als 7000 Elektrotankstellen gibt es in der Schweiz.
Und es kommen ständig neue dazu An den Schnellladestationen
dauert das Stromtanken nicht viel länger, als einen Espresso
zu  trinken.  Die  Benziner  hingegen  können  auf  ein  seit
Jahrzehnten  bewährtes  Tankstellennetz  zurückgreifen.

Deshalb  geht  dieser  Punkt  an  beide  Antriebsformen:  Der
Spielstand ist 2:1.

Bestellen Sie sich Ihre Z-Volt-Karte unter zurich.ch/zvolt
und profitieren Sie mit der Z-Volt-LadeApp:

Schweizweiter Einheitspreis an allen Ladepunkten
im Partnernetzwerk
Keine Abo- oder Grundgebühren
Ladestationen finden und direkt laden in CH und
Europa

Ökobonus: Umweltbewusste fahren günstiger – bis zu 20%
Ermässigung auf Ihre Prämie.

Mitglieder  von  Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)
profitieren  zusätzlich  von  Spezialkonditionen.



4. Stichwort Reichweite
Mit einer Tankfüllung von Zürich nach Köln oder von Genf nach
Paris  –  mit  benzin-  oder  dieselbetriebenen  Autos  ist  das
normalerweise kein Problem. Bei Elektroautos hingegen hängt es
von vielen Faktoren ab, wie weit man kommt. Deshalb wurde der
Begriff der «Reichweitenangst» geprägt.

Doch  es  tut  sich  einiges,  das  immer  dichtere  Netz  an
Schnellladestationen  und  die  stark  verbesserte
Ladegeschwindigkeit  entschärfen  die  Problematik.

Gleichwohl:  Noch  geht  dieser  Punkt  an  Benziner  und
Dieselfahrzeuge  –  2:2.

5. Stichwort Kosten
Der Anschaffungspreis für Elektrofahrzeuge ist aktuell noch
höher,  dafür  sind  die  Tankkosten  günstiger.  Wie  langlebig
Elektroautos sind und mit welchen Reparaturkosten über den
Lebenszyklus  zu  rechnen  ist,  dafür  gibt  es  noch  nicht
ausreichend  Daten.  Vermutlich  werden  die  Kosten  bei
Reparaturen, beim Abschleppen oder bei Bränden in nächster
Zeit noch höher sein.

Fazit: Dieser Punkt geht wieder an die konventionellen Autos:
Spielstand 2:3.

6. Stichwort Innovation und Coolness

Welches Auto ist am coolsten? Diese Frage muss jede und jeder
für  sich  selbst  beantworten.  Doch  die  Erfolgsstory  Tesla
beweist,  dass  Elektroautos  als  innovativ,  trendig  und
umweltbewusst gelten – und ihre Fahrerinnen und Fahrer gleich
mit. Wer seine Nachbarn neidisch machen will, hat aktuell mit
einem Elektroauto die besseren Chancen. Deshalb geht der Punkt
klar an die Elektrofahrzeuge.

Endergebnis: Gleichstand im Wettstreit der Argumente mit 3:3.



Prognose: Die Wende ist nah – oder schon da
Die  kleinräumige  Schweiz  ist  prädestiniert  für
Elektromobilität.  Spätestens  wenn  die  Anschaffungspreise
fallen und die Reichweite keine «Angst» mehr auslöst, sind
Elektroautos  auch  für  den  Durchschnittslenker  eine  gute
Alternative. Trotzdem werden wir in naher Zukunft noch keinen
grossen Anteil Elektroautos auf Schweizer Strassen sehen – im
Schnitt  dauert  es  20  Jahre,  bis  sich  der  gesamte  Bestand
einmal erneuert hat.

Mitglieder  von  Öffentliches  Personal  Schweiz
(ZV) profitieren bei Zurich von 10% Rabatt.
Unter zurich.ch/partner finden Sie alle Informationen zu
den Angeboten von Zurich. Hier können Sie Ihre individuelle
Prämie berechnen und Ihre persönliche Offerte erstellen.
Dafür benötigen Sie folgenden Zugangscode: dyXKSy6R

Sie können uns auch unter der Gratisnummer 0800 33 88 33
kontaktieren oder besuchen Sie Ihre Zurich-Agentur in Ihrer
Nähe.  Sie  finden  die  nächstgelegene  unter
zurich.ch/agentur.  Bitte  erwähnen  Sie  Ihre  ZV
Mitgliedschaft.

Anhörungsvorlage  «Sicherung
der beruflichen Vorsorge»
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Die berufliche Vorsorge, insbesondere auch die des Aargauer
Staatspersonals, ist seit Jahren unter Druck. Der ASPV hat
sich in der Vergangenheit mehrfach kritisch dazu geaüssert.
Nun scheint zumindest etwas Bewegung in die Sache zu kommen.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/verbaende/2022/05/anhoerungsvorlage-sicherung-der-beruflichen-vorsorge
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/verbaende/2022/05/anhoerungsvorlage-sicherung-der-beruflichen-vorsorge


Auch  der  Regierungsrat  sieht  nun  in  vier  Bereichen
Handlungsbedarf und schlag̈t daher Anpassungen vor.

Der  Kanton  Aargau  hat  dazu  folgendes  auf  seiner  Webpage
geschrieben: «Die steigende Lebenserwartung und die schwierige
Lage an den Kapitalmärkten erhöhen den Reformdruck auf die
berufliche  Vorsorge.  Dies  führt  generell  zu  sinkenden
Umwandlungssätzen und damit zu tieferen Renten. So gab auch
die Aargauische Pensionskasse (APK) 2020 die erneute Senkung
des Umwandlungssatzes von 5,3% auf 5,0% bekannt. Ziel der
Vorlage ist es, ein übermässiges Absinken der Renten zu
verhindern.  Zudem  sollen  im  Pensionskassendekret  neu
Massnahmen bei Unterdeckung definiert werden. Weiter sollen
der Nachvollzug und die Umsetzung von Bundesrecht erfolgen.

Kurzbeschrieb
Die  erwähnten  Schwierigkeiten  in  der  beruflichen  Vorsorge
sowie  spezifische  Herausforderungen  der  APK  haben  den
Regierungsrat  bewogen,  eine  umfassende  Auslegeordnung
vorzunehmen. Der Regierungsrat sieht auf Basis dieser Prüfung
in vier Bereichen Handlungsbedarf und schlägt daher folgende
Anpassungen vor.

Abfederungsmassnahmen mit Leistungsziel 60%
Als  Folge  der  Senkungen  des  Umwandlungssatzes  durch  den
Vorstand  der  APK  reduziert  sich  das  planmässige
Leistungsniveau  von  65%  (2018)  auf  neu  55%  (ab  2024)  des
versicherten Lohnes. Damit wird das aus der Bundesverfassung
abgeleitete  Vorsorgeziel  von  60%  aus  1.  und  2.  Säule  im
Durchschnitt nicht mehr erreicht. Der Regierungsrat möchte
diese  Absenkung  im  Vorsorgeplan  des  Kantons  abfedern  und
schlägt  verschiedene  Massnahmen  vor.  So  ist  neu  ein
planmässiges  Leistungsziel  von  60%  des  versicherten  Lohns
vorgesehen.  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  sollen  die
Sparbeiträge anteilsmässig erhöht werden. Weiter schlägt



der Regierungsrat eine Einmaleinlage für Personen 50+ sowie
eine  Anpassung  des  Koordinationsabzugs  vor.  Mit  Letzterem
sollen auch sozialpolitische Ziele verfolgt und Angestellte
mit tiefen Löhnen besser versichert werden.

Definierung der Eckwerte fur̈ Massnahmen bei
Unterdeckung
Im  Falle  einer  Unterdeckung  verpflichtet  das  BVG  die
Vorsorgeeinrichtungen,  Massnahmen  zu  deren  Behebung  zu
ergreifen. Das bis anhin gültige Sanierungskonzept der APK
zielte  einseitig  auf  Minderverzinsungen  zulasten  der
Versicherten  ab.  Auf  Empfehlung  der  Expertin  für  die
berufliche  Vorsorge  möchte  der  Vorstand  das  Konzept
überarbeiten.  Neu  sollen  die  Grundzüge  der
Sanierungsmassnahmen  im  Pensionskassendekret  festgehalten
werden, was die Planungssicherheit für den Kanton erhöht.
Neben der Erhebung von Sparbeiträgen soll das Instrument der
Minderverzinsung  gegenüber  dem  BVG-Mindestzinssatz  als
Massnahme festgelegt werden. Zurzeit liegt der Deckungsgrad
der  APK  über  100  Prozent.  Damit  besteht  kein
Sanierungsbedarf.

Umsetzung Motion 20.123
Am 16. März 2021 überwies der Grosse Rat die Motion 20.123
und beauftragte den Regierungsrat, die in § 20 Abs. 5 des
Pensionskassendekrets  definierte  zeitliche  Befristung  der
Arbeitgeberbeitragsreserve  (AGBR)  zur  Absicherung  der
Wertschwankungsreserve  von  20  Jahren  aufzuheben.  Die
inzwischen festgestellte Bundesrechtswidrigkeit verhindert die
Umsetzung von Motion 20.123, da die Massnahmen zeitlich zu
befristen sind. Infolge der Überschreitung der ordentlichen
Sanierungsdauer nach Bundesrecht sollen die Bestimmungen in §
20 Pensionskassendekret aufgehoben werden.



Weiterer  rechtlicher  Anpassungsbedarf  infolge
Weiterentwicklung, ub̈ergeordneter Vorgaben oder
aufgrund veralteter Bestimmungen
Im Rahmen der Überarbeitung der gesetzlichen Bestimmungen hat
sich  weiterer  Handlungsbedarf  im  Pensionskassendekret
herauskristallisiert. So wird vorgeschlagen, Detailregelungen
im Bereich Risiko (Vorsorgeplan Kanton) sowie zur Wahl der
Vertretung  der  Arbeitgebenden  im  Vorstand  neu  in  den
Reglementen der APK festzulegen. Zudem sind Bestimmungen im
Organisationsgesetz  und  im  Pensionskassendekret  aufgrund
veralteter  oder  im  Widerspruch  zu  den  geltenden
bundesgesetzlichen Vorgaben stehenden Regelungen anzupassen.
«Der  Regierungsrat  ist  überzeugt,  mit  den  vorgeschlagenen
Massnahmen  solide  und  moderne  Rahmenbedingungen  für  die
kantonale  Pensionskasse  zu  schaffen,  die  Planungssicherheit
für den Kanton zu erhöhen und damit die berufliche Vorsorge
für die Versicherten künftig zu sichern.»

Weitere Details dazu wurden auf der Internetseite des Kantons
aufgeschaltet.
 
Der ASPV steht bereits mit den anderen Personalverban̈den im
Austausch und wird nach kritischer Pruf̈ung der Vorlage an der
Anhor̈ung seine Meinung kundtun. Nutzen auch Sie als
Privatperson  die  Gelegenheit  und  nehmen  ebenfalls  an  der
Anhor̈ung teil. Jede Meinung zaḧlt! Die Anhor̈ungsfrist laüft
noch bis am 3. Juni 2022.

Was uns verbindet
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Wir  sind  miteinander  verstrickt  –  in  der  Familie,  unter
Freunden  und  in  der  Gesellschaft.  Manchmal  wird  das
Zusammenleben  auf  die  Probe  gestellt  wie  in  der  Corona-

https://www.ag.ch/de/aktuell/anhoerungen-vernehmlassungen/laufende-anhoerungen?dc=b2f15d30-cacf-4c0a-aef5-3139edc00c08_de
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2022/04/was-uns-verbindet


Pandemie. Was verbindet uns und wie können wir angeschlagene
Beziehungen kitten?

Die direkte Demokratie fördert den sozialen Zusammenhalt und
nimmt Oppositionsbewegungen den Wind aus den Segeln, das hat
sich auch in der Corona-Krise gezeigt. Soziale Medien hingegen
bringen  Unruhe  ins  System.  Im  November  2018  brannte
Frankreich.  Die  «Gilets  jaunes»  besetzten  landauf,  landab
Verkehrskreisel und heizten dem Establishment ein. In Paris
bot die Avenue des Champs-Élysées ein Bild der Verwüstung. Zu
Zehntausenden  waren  die  Anhänger  der  Gelbwesten  von  der
Provinz ins Zentrum der Macht gepilgert und lieferten sich
wüste Auseinandersetzungen mit der Polizei. Im ganzen Land
gingen Hunderttausende auf die Strasse und empörten sich über
höhere Treibstoffpreise. Gefordert wurden die Rücknahme der
Beschlüsse und der Rücktritt von Emanuel Macron. Der Präsident
lenkte schliesslich ein und nahm die Massnahmen zurück.

Und bei uns in der Schweiz? Im letzten Sommer lehnte das Volk
das  CO2-Gesetz  mit  51,6  Prozent  ab  und  verschaffte  dem
Parlament und der Umweltministerin Simonetta Sommaruga eine
unerwartete Niederlage. «Die Parallele zur Konstellation in
Frankreich ist offensichtlich», sagt Daniel Kübler, Professor
für Demokratieforschung an der Universität Zürich. In beiden
Fällen  ging  es  unter  anderem  um  Treibstoffpreise  und
Massnahmen  gegen  den  Klimawandel.  «Aber  während  man  in
Frankreich einen Staatsstreich befürchten musste, konnten die
Leute in der Schweiz ihrem Missfallen an der Urne Ausdruck
verleihen», sagt Kübler.

Demokratietest Covid-19
Die politische Auseinandersetzung um das CO2-Gesetz ist ein
Paradebeispiel für die Funktionsweise der direkten Demokratie.
Während andernorts der Volkszorn zu Unruhen führt, mässigt die
Konsensdemokratie die Extreme und fördert den Zusammenhalt,
den sozialen Kitt. «Unser System integriert die Opposition und



entradikalisiert sie», sagt Kübler.

Bereits das Bundesratsgremium ist auf Konsens angelegt und
versucht,  mehrheitsfähige  Beschlüsse  zu  fällen.  Politische
Entscheide  werden  durch  Vernehmlassungen  in  Parteien  und
Verbänden  breit  abgestützt.  Die  Kantone  werden  einbezogen.
Alle können sich äussern, und sollte eine Gruppierung doch
nicht  zufrieden  sein,  steht  es  ihr  immer  frei,  mit  einem
Referendum  dagegen  anzutreten.  So  wie  im  Fall  des  CO2-
Gesetzes, das von einer rechtsbürgerlichen Allianz ergriffen
wurde. Wie stark dieses System ist, zeigt sich aktuell während
der grössten Herausforderung der Demokratie der letzten Jahre,
der  Covid-19-Pandemie.  Zwar  gab  es  zu  Beginn  des
Jahrhundertereignisses  im  Frühling  2020  eine  kurze  Phase,
während  der  die  Regierung  via  Notrecht  regierte  und  ohne
parlamentarische  Beratung  massive  Eingriffe  erliess.  Aber
diese  ausserordentliche  Lage  währte  nur  wenige  Wochen  und
wurde  so  rasch  wie  möglich  wieder  aufgehoben.  Seither
funktioniert unser politisches System wieder wie geölt und
zeitigt bemerkenswerte Ergebnisse.

«Ich kann es nicht genug betonen», sagt Daniel Kübler, «wir
sind das einzige Land weltweit, in dem die Bürgerinnen und
Bürger über Massnahmen gegen Covid-19 abstimmen konnten.» Ein
erstes Mal Mitte Juni 2021, ein zweites Mal wenige Monate
danach  Ende  November.  Mit  einer  rekordverdächtigen
Stimmbeteiligung von 65,7 Prozent stellten sich 62 Prozent der
Stimmberechtigten hinter das Covid-19-Gesetz und hiessen damit
auch  das  Covid-Zertifikat  gut,  das  für  besonders  hohe
Emotionen sorgte. Im Nachgang zeigte sich, dass praktisch alle
Altersgruppen für das Gesetz stimmten. «Der klare Entscheid
zugunsten des Bundesrats und des Parlaments hat Teilen der
Opposition den Wind aus den Segeln genommen», sagt Politologe
Kübler.

Diesen  Lackmustest  einer  Volksabstimmung  müssen
Oppositionsbewegungen in anderen Ländern seltener bestehen. Es
erstaunt daher nicht, dass sich Teile des Referendumskomitees



wie  die  «Freunde  der  Verfassung»  nach  der  Abstimmung
zerstritten  und  wichtige  Köpfe  von  der  Bildfläche
verschwanden. Der Opposition fällt es schwer, sich nach einer
Niederlage zu legitimieren. Der Protest verpufft.

Blickt man etwas weiter zurück, finden sich schnell weitere
Beispiele von Bewegungen, die sich anfangs auf der Strasse
formierten  und  sich  nach  und  nach  mit  den  staatlichen
Institutionen  arrangierten  und  entradikalisierten:  die
Friedens- und Anti-AKW-Bewegung in den 1970er-Jahren oder die
Jugendbewegungen der 1980er und 1990er-Jahre. Zwar waren die
Bewegungen unterschiedlich erfolgreich, aber in keinem Fall
radikalisierten  sich  die  Anhänger.  Eben  auch,  weil  das
direktdemokratische System den Protest in institutionalisierte
Bahnen  umlenkt  und  den  demokratischen  Mehrheitsentscheiden
unterwirft. «Volksentscheide haben eine gewaltige Kraft», sagt
Daniel  Kübler.  Auch  wenn  sie  knapp  ausfallen,  wird  das
Ergebnis  akzeptiert.  Dieses  demokratische  Selbstverständnis
bestreiten selbst die grössten Kritiker und Kritikerinnen des
Staates und der Institutionen nicht.

Viel Sozialkapital dank Vereinen
Wie kaum in einem Land schaffen unsere direktdemokratischen
Rituale  eine  gemeinsame  Identität  und  fördern  den
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Der Politologe Markus Freitag
von der Universität Bern hat den Begriff «Sozialkapital» in
der Schweiz untersucht. Er ist ein Mass für das Vertrauen in
Mitmenschen, aber auch in Behörden und Institutionen. Gemäss
Untersuchungen  ist  das  Sozialkapital  in  der  Schweizer
Bevölkerung besonders hoch, im Vergleich mit anderen Ländern
Europas rangiert die Schweiz in den vordersten Rängen.

Ein massgebender Grund ist laut Freitag die hohe Zahl von
Vereinen und ihre Popularität. Jeder und jede ist hierzulande
mindestens Mitglied in einem Verein, in ländlichen Regionen
deutlich  mehr.  In  den  Vereinen  entwickelt  man
Gemeinschaftsgefühl und lernt, nicht nur an sich selbst zu



denken,  sondern  an  das  Kollektiv.  Sie  sind  Schulen  der
Demokratie.  Ebenso  ist  die  Freiwilligenarbeit  –  auch  ein
Element  des  Sozialkapitals  –  in  der  Schweiz  besonders
ausgeprägt. Das hohe Sozialkapital hierzulande korreliert mit
dem grossen Vertrauen in die Behörden. Sie ist eine Erklärung
dafür,  wieso  die  harten  Bestimmungen  während  der  Pandemie
erstaunlich  diszipliniert  eingehalten  wurden.  Laut  Studien
befolgten die Leute die strikten Ausgangsregeln zu über 90
Prozent.

Trotz der hohen Integrationsfähigkeit der direkten Demokratie
zeigen  sich  im  sozialen  Gefüge  auch  Risse.  Die  letzte
Abstimmung zum Covid-19-Gesetz, die nur hierzulande möglich
war,  hat  die  Pro-  und  Contra-Lager  ausserordentlich  stark
polarisiert und emotionalisiert, wie Nachanalysen bestätigten.
«Diese  Polarisierung  macht  mir  schon  Sorgen»,  sagt  Daniel
Kübler. Das unterlegene Contra-Lager habe mit 38 Prozent der
Stimmen  ein  grosses  Gewicht  und  werde  so  rasch  nicht
verstummen. Als weiterer Faktor kommt die wachsende Bedeutung
der  sozialen  Medien  hinzu,  die  auf  Emotionen  und
polarisierende Argumente bauen. Gemäss Vox-Analysen hat sich
das Contra-Lager stärker als das Pro-Lager von Beiträgen auf
Social Media beeinflussen lassen.

Die Vox-Analyse bestätigt, was der Forscher Karsten Donnay
feststellt:  «Minderheiten  können  sich  auf  den  Kanälen  von
sozialen Medien überproportional viel Gehör verschaffen», sagt
der  Assistenzprofessor  für  Political  Behavior  and  Digital
Media der UZH. Oft sind es nur wenige Wortführer, die extreme
Aussagen veröffentlichen, aber sie erzielen mit ihren Posts
beträchtliche Reichweiten.

Die Leute steigen online leichter auf solche Aussagen ein und
verbreiten sie weiter. Im Fall der Corona-Massnahmen-Gegner
konnte man dies auch in der Schweiz beobachten. «Ich denke,
dass  man  diesen  Verstärkungseffekt  der  sozialen  Medien
kritisch beobachten muss», sagt Donnay. Vor allem dann, wenn
emotional  geführte  Diskussionen  eskalieren  und  Leute  mit



Hassreden eingedeckt werden. Die verbale Verunglimpfung von
Personen  kommt  leider  auch  hierzulande  immer  wieder  vor,
gerade im Zusammenhang mit Covid-19. «Solche Drohungen und
Hass- reden sind nicht akzeptabel», betont Donnay, «die darf
man so nicht stehen lassen.»

Moderate Meinungen gehen unter
Emotionale  Diskurse  müssen  nicht  a  priori  schlecht  sein.
Aufmunternde  Katzenbilder  und  gefühlsbetonte
Alltagsbemerkungen  schaden  ja  niemandem.  Im  politischen
Diskurs hingegen werden aufgeheizte Statements rasch heikel
und  vergiften  unsere  Konsenskultur.  Dabei  ist  die
Emotionalität eingebaut in das Funktionsprinzip der sozialen
Medien.  Die  Algorithmen  spülen  die  affektiven  und
polarisierenden Aussagen gezielt an die oberste Stelle der
Feeds, das heisst der digitalen Aufmacherseiten. Das führt
einerseits  dazu,  dass  sich  Leute  mit  differenzierenden
Äusserungen zurückhalten, weil ihr Engagement wenig Beachtung
erhält.  Andererseits  verstärken  sich  die  emotionalen
Äusserungen  gegenseitig  und  damit  die  Polarisierung.  «Die
Wortführer  vertreten  häufig  extremere  Standpunkte,  die
Moderaten kommen nicht zur Geltung», sagt Karsten Donnay.

Eine wichtige Frage, die Politologen beim Thema soziale Medien
umtreibt,  ist  die  der  Segmentierung.  Führen  die  digitalen
Informationsgefässe  zu  einer  stärkeren  Zersplitterung  der
Information und dazu, dass sich die Leute zunehmend in den
eigenen Echokammern vom Mainstream absetzen? Karsten Donnay
relativiert dieses Phänomen, wobei empirische Studien aus der
Schweiz dazu fehlten. Untersuchungen in den USA hätten aber
gezeigt, dass der Trend hin zu Echokammern nicht so gross sei
wie befürchtet. Dennoch sind Echokammern ein Problem, wie zum
Beispiel  die  rechtsgerichtete  Facebook-Seite  «Like  Schweiz»
zeigt, die vom Digital Democracy Lab der UZH untersucht wurde.

Wer hinter der Seite steht, die im Mai 2020 erstellt wurde,



ist nicht bekannt. Sicher ist, dass sie die politische Debatte
mit  rechtsgerichteten  Statements  emotional  auflädt.  Mit
unzimperlichen  Aussagen  gegen  Islamisten,  Bettler,  Europa,
Corona-Massnahmen  etc.  und  Videos  auf  Youtube  bedient  die
Seite ihre User und macht Abstimmungskampf der aggressiveren
Sorte. Diese Art von Seiten sei problematisch, sagt Donnay,
weil sie Leute radikalisieren kann. Wie man in den USA beim
Sturm auf das Capitol gesehen habe, kann sich die verbale
Gewalt  in  physische  Handlungen  übersetzen.  Von  solchen
Szenarien sind wir in der Schweiz weit entfernt. Eine Gefahr
für den sozialen Kitt sieht der Politikwissenschafter durch
soziale Medien in der Schweiz nicht, zumindest noch nicht. «Es
braucht viel, um die stark verankerte direkte Demokratie zu
destabilisieren», sagt Donnay.

Konsens in Gefahr
Mittelfristig bereitet ihm wie seinem Kollegen Daniel Kübler
die  zunehmende  Polarisierung  der  Gesellschaft  Sorgen.  Weil
extreme Standpunkte in den sozialen Medien übermässig sichtbar
sind,  können  sie  die  politischen  Gräben  tiefer  erscheinen
lassen, als sie sind. Die Online-Sphäre entkoppelt sich von
der realen Diskussion.

«Auf  Dauer  könnten  die  Menschen  so  das  Gespür  für  den
gesellschaftlichen Konsens verlieren», sagt Donnay. Mit der
Folge, dass die Politik immer mehr Mühe hat, mehrheitsfähige
Kompromisse zu schmieden. Zu befürchten wäre eine Schwächung
des  Zusammenhalts.  Die  Gelbwesten  aus  dem  heissen  Pariser
Herbst könnten dann Nachahmer auf der Zürcher Bahnhofstrasse
finden.

Stefan Stöcklin

KONTAKT:
Prof. Daniel Kübler, daniel.kuebler@uzh.ch
Prof. Karsten Donnay, karsten.donnay@uzh.ch

Wir danken der Universität Zürich, dass



wir diesen Text aus dem «UZH Magazin»
1/2022 verwenden durften.

Delegiertenversammlung  2022
in Aarau
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juli 4, 2022
Im Wahljahr 2022 hat Barbara Weilenmann ihren Rücktritt aus
dem Vorstand bekannt gegeben. Alle weiteren Vorstands- und
Geschäftsleitungsmitglieder sowie der Präsident stellen sich
zur Wiederwahl.

Der Präsident, die Geschäftsleitung und der Vorstand werden
gemäss Statuten alle zwei Jahre von der Delegiertenversammlung
für die folgenden zwei Jahre gewählt. Eine Wiederwahl ist
zulässig.

Rücktritt
Barbara  Weilenmann  hat  auf  die  Delegiertenversammlung  2022
ihren Rücktritt erklärt. Sie wird in Aarau verabschiedet.

Die Kandidaten
Damit sich die Delegierten und alle Mitglieder ein Bild machen
können, wer in der Verbandsführung Einsitz hat oder sich neu
zur  Wahl  stellt,  um  sich  im  Interesse  des  öffentlichen
Personals  für  Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  zu
engagieren,  werden  die  Kandidatinnen  und  Kandidaten
nachfolgend vorgestellt. Die Redaktion hat insbesondere nach
der Motivation für ihr Engagement für den Verband gefragt.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2022/04/delegiertenversammlung-2022-in-aarau
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Neuwahl
In  diesem  Jahr  kandidieren  Annina  Fricker,  Beisitzerin
Personalverband der Stadt St. Gallen und Markus Dürrenberger,
Vorstand Baselstädtischer Angestellten-Verband (BAV) neu für
die Wahl in den Vorstand.

Gabriela Sollberger

 

Der Präsident
 Urs Stauffer (bisher)

Als ich 2002 in Murten zum Präsidenten des ZV gewählt wurde,
hätte ich nie gedacht, dass ich im Jahre 2022 nochmals für
eine  Amtsperiode  kandidieren  werde.  Als  Co-Präsident  des
Personalverbandes  der  Stadt  Biel  (übrigens  auch
Gründungsmitglied des ZV) weiss ich, wie wichtig es ist, in
zentralen  Fragen  in  den  Bereichen  öffentliche
Anstellungsbedingungen,  Pensionskasse  etc.,  auf  die
Unterstützung  einer  kompetenten  Dachorganisation  zählen  zu
können.

Der ZV steht vor grossen Herausforderungen. Die überwundene
Corona-Pandemie  hat  deutlich  aufgezeigt,  wo  in  den



öffentlichen Anstellungsbedingungen noch Lücken sind, die es
nun  zu  schliessen  gilt.  Es  gilt,  auf  nationaler  und
internationaler Ebene die bestehenden Netzwerke zu pflegen und
auszubauen. Auch in organisatorischer Hinsicht steht einiges
an. Der ZV ist als Personaldachorganisation im öffentlichen
Sektor  auf  kantonaler  und  kommunaler  Ebene  nicht  mehr
wegzudenken.

Ich  stehe  für  eine  weitere  Amtsperiode  topmotiviert  zur
Verfügung.

Der Vizepräsident
Hans Erdin (bisher)

Die Wahl. Schaut man sich die Resultate zum Thema Wahl in
Google  an,  so  findet  man  zuoberst  den  Hinweis  auf  die
Haarpflege  für  professionelle  Friseure  und  Barbiere,
Haarschneidemaschinen  und  Trimmer.  Auch  Wahl  Glas-  und
Metallbau, Wahl Digital GmbH Werbefotografie. Das ist ja schon
etwas näher an dem, was wir meinen. Werbefotografie, genau,
das gehört bei uns ja auch zum Thema Wahl. Gut auch die
Frisur, für das Wahlfoto. Wahlen, gerade jetzt wieder, hier in
Horgen. 18 Kandidierende für 9 Sitze im Gemeinderat. Wenn das
nur gut kommt.

Im ZV Öffentliches Personal Schweiz sieht das etwas anders



aus. Alle zwei Jahre, so sehen es die Statuten vor, müssen die
Mitglieder der Geschäftsleitung und des Vorstands gewählt oder
eben vor allem bestätigt werden. Es ist auch bei uns leider so
wie im Verein für irgendwas. Es ist nicht einfach, Kolleginnen
und Kollegen zu finden, die sich für ein Amt zur Verfügung
stellen.  Ich  wurde  2005,  an  der  DV  in  Luzern,  als  neues
Mitglied  der  Geschäftsleitung  gewählt.  Ein  schöner  Moment,
aber auch verbunden mit der Verantwortung, die man für den
Verband übernimmt. In dieser Zeit hat sich einiges getan. Neue
Technologien werden auch für den ZV genutzt. Dies, um mit den
Mitgliedern möglichst gut in Kontakt zu bleiben. Ältere nutzen
sie vielleicht weniger, jüngere nur. Als Vizepräsident und vor
allem als Verantwortlicher für die Aussenwirkung war und ist
es  mir  weiterhin  ein  wichtiges  Anliegen,  dass  der  ZV
wahrgenommen wird, von innen wie von aussen. Die Aufgabe
der Aussenwahrnehmung ist von zentraler Bedeutung. Einerseits
um  neue  Mitglieder  zu  gewinnen  und  andererseits  die
bestehenden  Mitglieder  als  Mitarbeitende  im  öffentlichen
Dienst wahrnehmbar zu machen. Dies ist vor allem auch mit den
Interviews  der  vielen  Kolleginnen  und  Kollegen  sehr  gut
gelungen. Das Buch, welches daraus entstanden ist, ist ein
wunderbarer Zeitzeuge. Ein sehr wichtiges Anliegen war es mir,
dass der Kontakt zu den Mitgliedsverbänden verbessert wurde.
Die Initiierung von regionalen Verbandstreffen und auch der
direkte,  wiederkehrende  Kontakt  eines  Vorstands-  oder
Geschäftsleitungsmitgliedes mit den Mitgliedsverbänden war und
ist mir ein grosses Anliegen. Nur so spüren wir den Puls und
können  frühzeitig  für  eine  Hilfestellung  bei  Fragen  und
Problemen unserer Mitglieder verfügbar sein.

Ich habe mich auch intensiv für die Verjüngung und Erweiterung
des Vorstandes eingesetzt. Nicht einfach. Erstens, weil es
schwierig ist, Leute zu finden, und zweitens, weil altgediente
Vorstandsmitglieder nach dem Ausscheiden aus dem Arbeitsleben
in überschaubarer Zeit auch den Vorstand verlassen sollten.
Dies,  um  jüngeren  Kolleginnen  und  Kollegen,  die  aktiv  im
Berufsleben  stehen,  die  Chance  zu  geben,  ihren  Job  zu



übernehmen.  In  der  Geschäftsleitung  sollte  dies  eigentlich
auch so sein. Nur, wer möchte sich zur Verfügung stellen als
deren  Nachfolger*innen?  Wer  ist  auch  geeignet,  gewisse
Aufgaben und Verantwortung zu übernehmen und auch mal eins auf
den Deckel zu kriegen? Die Aufgaben der Geschäftsleitung sind
vielfältig und je nach Ressort auch zeitaufwendig. Ich stelle
mich noch einmal für diese Aufgabe zur Verfügung und hoffe,
dass ihr mir das notwendige Vertrauen schenkt. Mein grösstes
Anliegen für die nächsten zwei Jahre ist, den ZV für die
Zukunft  optimal  aufzustellen.  Dazu  sind  zum  Teil
einschneidende  Massnahmen  erforderlich.  Letztlich  alles  zum
Wohl unserer Mitglieder. Dieser verantwortungsvollen Aufgabe
stelle ich mich gerne.

Zu guter Letzt wünsche ich mir, dass wir in euren Kreisen gute
und  engagierte  Kolleginnen  und  Kollegen  finden,  die  für
Vorstand und Geschäftsleitung und vor allem für die Mitglieder
einen  Teil  ihrer  Zeit  zur  Verfügung  stellen.  Ich  stehe
jederzeit für Fragen zur Verfügung und bedanke mich für euer
Vertrauen.

Die Geschäftsleitung
Brigitte Wilkinson (bisher)

In den von der Pandemie geprägten Jahren 2020 und 2021, mit
der Verlagerung des Arbeitsortes ins Homeoffice und zum Teil



absurden Forderungen seitens des Arbeitgebers an das Personal,
hat sich noch deutlicher gezeigt, wie wichtig eine starke
Organisation der Personalverbände ist.

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) ist als Dachverband eine
wichtige  Anlaufstelle  für  die  Mitgliederverbände  und
unterstützt sie in Rechtsfragen und beim Einsatz für faire und
zeitgemässe Arbeitsbedingungen.
Meine Kolleginnen und Kollegen in der Geschäftsleitung setzen
sich tatkräftig für die Anliegen des öffentlichen Personals
ein. Ich schätze die gute Zusammenarbeit und bin motiviert,
als Kassierin einen Beitrag zu leisten und das Amt für weitere
zwei Jahre zu übernehmen.

Urs Graf (bisher)

Einmal mehr steht eine allfällige Wiederwahl an und wieder
stellt sich mir die
Frage: «Will ich mich nochmals wählen lassen?»

Diese Frage ist für mich allerdings rein hypothetisch – meine
Arbeit  in  der  GL  und  als  Leiter  der  Versicherungsgruppen
interessiert mich immer noch sehr – ja, ich kann sogar sagen
«sie interessiert mich noch mehr als bis anhin».

Warum? Es ist sicher vielen aufgefallen, dass sich einiges
bewegt und der Verband Öffentliches Personal Schweiz (ZV) –
vor allem auch durch die super Artikel in der ZV Info –



vermehrt wahrgenommen wird. Dies schlägt sich neuerdings auch
darin  nieder,  dass  wir  in  den  letzten  Monaten  vermehrt
Anfragen von Verbänden für einen Beitritt beim ZV Öffentliches
Personal Schweiz erhalten haben. Dies notabene nach Jahren, in
denen  wir  doch  eher  einen  Mitgliederschwund  hinnehmen
mussten.  

Auch  neue  Angebote  mit  vergünstigten  Preisen  für  unsere
Mitglieder finden grossen Anklang (hier hat vor allem der
Sektor «Flottenrabatte» grosses Interesse geweckt). Auch hier
ist das Ende der Fahnenstange noch nicht erreicht und wir
suchen weiterhin nach interessanten Möglichkeiten für unsere
Mitglieder.

Dies alles bewog mich – trotz fortgeschrittenen Alters –, auch
in diesem Jahr nochmals Ja zu einer anstehenden Wiederwahl zu
sagen.

Corinne Saner (bisher)

Seit zwei Jahren ist Normalität nicht mehr, was sie einmal
war. Wir laufen mal mehr, mal weniger im «ausserordentlichen»
oder «besonderen» Modus, und unsere Welt, vor allem unsere
Arbeitswelt,  hat  sich  drastisch  verändert.  Auch  jene  des
Staats- und Gemeindepersonals. Angefangen von der Pflicht zum
Masketragen  über  Homeoffice  bis  zur  indirekten  Impfpflicht
wurde nichts ausgelassen. Für wie lange diese Szenarien nun



gebannt  sind,  wissen  wir  nicht.  Aber  schon  stehen  neue
Schrecknisse vor der Tür. Der Krieg in der Ukraine ist nicht
weit  weg.  Er  verursacht  Leid,  Not,  Flüchtlingsströme  und
Inflation.

Das  öffentliche  Personal,  das  zum  Teil  seit  Jahren  keine
Lohnerhöhungen  erhalten  hat,  steht  damit  noch  einmal
schlechter da. Der Einzelne getraut sich in der Regel nicht,
sich zu wehren. Und allein ist es ein Kampf gegen Windmühlen.
Deshalb  braucht  es  die  Personalverbände.  Der  ZV  als
Dachverband unterstützt seine Mitgliedverbände darin, für die
Rechte  der  Angestellten  einzutreten,  und  leistet  in
rechtlichen Fragen auch konkrete Hilfe. Er gibt dem Service
Public ein Gesicht und ist ein Sprachrohr für die Anliegen der
Angestellten  im  öffentlichen  Dienst.  Zu  diesem  Engagement
möchte ich weiterhin meinen Beitrag leisten.

Andreas Cabalzar (bisher)

Ich setze mich bereits seit vielen Jahren für die Interessen
der  Mitarbeitenden  im  öffentlichen  Dienst  ein.  Über  30
Berufsjahre  haben  mich  gelehrt,  nur  mit  einer  starken
Vertretung  können  die  Arbeitnehmenden  ihre  berechtigten
Interessen  gegenüber  ihrem  Arbeitgeber  wahrnehmen.  Gerade
heutzutage mit den teils polemischen Forderungen nach weniger
Staat,  Sparmassnahmen  und  Privatisierung  im  öffentlichen
Dienst,  aber  auch  mit  Blick  auf  die  Entwicklungen  in  der



Altersvorsorge insbesondere auch in der beruflichen Vorsorge,
ist  es  für  uns  alle  wichtig,  einen  verlässlichen  und
kompetenten  Partner  zu  haben.

Der  Verband  öffentliches  Personal  Schweiz  ist  ein
verlässlicher und starker Partner für seine angeschlossenen
kantonalen und kommunalen Sektionen und ihre Mitglieder. Gerne
setze ich mich weiterhin für euch und uns alle ein und stelle
mich für eine weitere Amtsperiode in der Geschäftsleitung des
ZV zur Verfügung.

Der Vorstand
Urs Bertsch (bisher)

Im VGSG (Verband Glarner Staats- und Gemeindepersonal) bin ich
seit Jahren als Vizepräsident tätig. Zusätzlich amte ich im
Vorstand  der  VSPB  Sektion  Glarus  (Verband  Schweizerischer
Polizeibeamter). Im Weiteren vertrete ich die Polizistinnen
und Polizisten in der Regierungsrätlichen Personalkommission
des Kantons Glarus.

Seit  2012  gehöre  ich  nun  dem  Vorstand  von  Öffentliches
Personal Schweiz (ZV) an und konnte dort schon viele Male von
Erfahrungen  aus  anderen  Verbänden  profitieren,  aber  auch
eigene  Ideen  einbringen.  In  den  letzten  Jahren  musste
festgestellt  werden,  dass  vermehrt  ein  Abbau  von  sozialen



Errungenschaften  durch  die  öffentlichen  Arbeitgeber
stattfindet.  Diesen  Bestrebungen  muss  seitens  der
Personalverbände entgegengewirkt werden. Um dies zu erreichen,
ist ein Zusammenstehen der einzelnen Verbände unumgänglich,
für was ich mich gerne einsetzen möchte. Nur gemeinsam sind
wir stark … In diesem Sinne möchte ich gerne für eine weitere
Amtsdauer kandidieren.

Patricia Stöckli (bisher)

Die letzten 2 Jahre haben es uns allen gezeigt, wie wichtig
der Service public ist. Dank dem grossen flexiblen Einsatz der
Angestellten im öffentlichen Dienst konnte der Service public
praktisch ohne Einbussen aufrechterhalten werden.

Durch  die  vermehrte  Einführung  der  Homeoffice-Pflicht,  hat
sich auch die Attraktivität einer Verwaltung als Arbeitgeber
verbessert.

Ich setze mich für eine gute Vernetzung und Fortschritt ein,
damit Arbeiten im öffentlichen Dienst wieder einen höheren
Stellenwert bekommt. Weil mir die Anliegen der Angestellten im
öffentlichen Dienst wichtig sind, würde ich mich freuen, für
eine weitere Amtsperiode im Vorstand mitzuwirken.



Simon Habermacher (bisher)

Vom Saulus zum Paulus. Das ist meine Geschichte im ZV. Was
bringt uns der Verband Öffentliches Personal Schweiz? Lange
wusste ich dies nicht, war ich doch im täglichen Geschäft
unseres Personalverbandes aktiv eingebunden. Ein politisches
Geschäft  jagte  das  nächste;  immer  wieder  Rechtsberatungen,
Vernehmlassungen  und  Treffen  mit  Vorgesetzten.  Vorbereitung
der  Vorstandssitzungen,  Vorbereitungen  der
Mitgliederversammlungen. Pensionskassenthemen. Wofür brauchte
ich  den  ZV?  Weshalb  sollte  ich  meine  Ressourcen  dort
investieren?  Wo  liegt  der  Wert  des  ZV?

Nur langsam habe ich bemerkt, dass der ZV viele Möglichkeiten
für uns öffentliche Arbeitnehmerverbände bereitstellt, welche
uns  das  Leben  erleichtern;  Personendatenverwaltung  oder
Buchhaltung; Aufbereitete und zeitnahe Textvorlagen für alle
Verbände;  Bereitstellung  der  Möglichkeit  der  Nutzung  einer
Verbandswebsite;  Versand  von  Einladungen;  Rechtsberatung;
Anlässe für (künftige) aktive Mitglieder (Brunnen, ich liebe
es!);  eine  monatliche  Zeitschrift  für  Mitglieder  über
brennende Themen oder aber die Möglichkeit für Mitglieder zur
Verbilligung bei Autokäufen. Ich muss zugeben, je länger ich
die  Möglichkeiten  des  ZV  nutze,  umso  einfacher  war  die
«Verwaltung» unseres kantonalen Verbandes. Zuerst musste ich
aber die Unzulänglichkeiten unserer Datenverwaltung, vor allem
aber der Buchhaltung erkennen. Und die Lösung liegt so nahe…



Nachdem meine Nachfolge im VSG BL langsam aufgegleist scheint,
möchte  ich  meine  Mithilfe  vermehrt  dem  ZV  zur  Verfügung
stellen. Raus aus dem Rampenlicht geht es nun darum, möglichst
vielen Arbeitnehmerverbänden die Arbeit leichter zu machen.
Leute,  welche  im  Hintergrund  vieles  ermöglichen,  sind
unbezahlbar.

Kurt Gasser (bisher)

Ein  gut  funktionierender  Service  public  ist  für  das
Gemeinwesen bzw. für unsere Gesellschaft unverzichtbar. Leider
sind schon seit einiger Zeit bei den kantonalen und kommunalen
Verwaltungen  Sparübungen  verbunden  mit  Dienstleistungs-  und
Personalabbau im Gang. Fehlende Sozialpartnerschaften führen
rasch  zu  undifferenzierten  Massnahmen  –  oft  zulasten  der
Schwächsten unserer Gesellschaft. Hier braucht es eine starke
Basis und engagierte Personalvertreter, die sich für das Wohl
der  Arbeitnehmerschaft  und  für  gute,  konkurrenzfähige
Arbeitsbedingungen  einsetzen.  Eine  gute  Zusammenarbeit
zwischen Öffentliches Personal Schweiz und den angeschlossenen
Verbänden bietet die ideale Plattform für Vernetzung und den
Gedanken- und Erfahrungsaustausch.

Mir sind die Anliegen der öffentlichen Angestellten wichtig,
weshalb ich mich gerne auch weiterhin im kommunalen Verband
und im Vorstand ZV dafür einsetze.



Susanne Gisler (bisher)

Die Arbeitswelt ist in einem stetigen Wandel begriffen und
betrifft auch die Verwaltung. Digitalisierung und Homeoffice
gehören zu den neuen Herausforderungen. Durch die Pandemie
haben wir dabei einen grossen Schritt vorwärtsgemacht. Bei der
Umsetzung der Massnahmen sind die Personalverbände wichtige
Ansprechpartner für die Mitarbeitenden und die Regierung.

Da mich die Personalanliegen sehr interessieren, bin ich seit
2010 Präsidentin des Personalverbands Kanton Uri. Nebst den
Verbänden  vor  Ort  erachte  ich  die  Vernetzung  und  die
Unterstützung  durch  den  Dachverband  Öffentliches  Personal
Schweiz als sehr wertvoll. Ich möchte zudem den Austausch
unter den Zentralschweizer Personalverbänden weiter fördern,
da  die  Kontakte  in  den  letzten  beiden  Jahren  infolge  der
Umstände schwierig waren. Es würde mich deshalb freuen, wenn
ich weiterhin als Vertreterin der Region Zentralschweiz im
Vorstand mitwirken dürfte.



Annina Fricker (neu!)

Warum  setze  ich  mich  in  der  Personalpolitik  mit  grosser
Leidenschaft ein:

«Durch  faire  und  gerechte  Arbeitsbedingungen  wird  die
Zufriedenheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmenden  gefördert.
Dies ist auch zum Nutzen der Arbeitgeber. Das ist mir ein
grosses Anliegen.»

 

 

 

Markus Dürrenberger (neu!)

Ich bin geboren am 27. Mai 1958 und habe an der Uni Basel



Molekulare  Mikrobiologie  studiert.  Ich  habe  mich
weitergebildet  zum  Mikroskopie-Spezialisten  und  heute  leite
ich eine Serviceplattform am Swiss Nanoscience Institut, die
Forscher  und  innovative  Industriebetriebe  unterstützt  und
Feststoffe bis zur atomaren Zusammensetzung analysieren und
abbilden kann.

Ich bin Vorstandsmitglied des Baselstädtischen Angestellten-
Verbands (BAV) und habe mich dort auf Versicherungen und die
Belange der Universität Basel spezialisiert. Seit 1996 bin ich
in  der  Vorsorgekommission  der  Uni  Basel  als  Arbeitnehmer-
Vertreter. Seit immer schon hat mich die soziale Stellung der
Arbeitnehmenden im öffentlichen Dienst interessiert. Ich habe
mich stets für die Verbesserung der sozialen Leistungen und
des  Arbeitsklimas  im  öffentlichen  Dienst  ehrenamtlich
eingesetzt. Speziell gut kenne ich mich in der Altersvorsorge
aus. Ich kann mir gut vorstellen, in Zukunft meine Erfahrung
im Vorstand des ZV einzubringen.

Iris Braunwalder (bisher)

Bereits sind 4 Jahre vergangen, seit ich in den Vorstand des
ZV  gewählt  wurde.  Ich  habe  meine  Wahl  nicht  bereut.Mein
Leitsatz für mein Engagement in der Verbandsarbeit ist der
eines alten Römers.

Marcus  Tullius  Cicero,  geboren  am  3.  Januar  106  v.  Chr.,



römischer Politiker, Anwalt, Schriftsteller und Philosoph, der
berühmteste Redner Roms und Konsul im Jahr 63 v. Chr.
«Der Staatsdienst muss zum Nutzen derer geführt werden, die
ihm  anvertraut  werden,  nicht  zum  Nutzen  derer,  denen  er
anvertraut ist.»

Vor so langer Zeit gesprochen und immer noch gegenwärtig!

Offene,  ehrliche  Kommunikation  ist  für  mich  eine
wünschenswerte  Basis  in  der  Politik,  besonders  für  das
Personal. Leider ist die Realität eine andere. Deshalb braucht
es  aktive  Menschen,  welche  sich  einsetzen,  an  der  Front
mitwirken und sich für viele von uns einbringen.

Das Idealbild der Personalpolitik wäre eine Unterstützung der
Karrierewege  der  Angestellten  und  Sorge  tragen  für  eine
erfolgreiche Entwicklung des Betriebs.

Grundsätzlich  sollten  die  im  Rahmen  der  Personalpolitik
gefällten  Entscheidungen  verantwortungsbewusst  getroffen
werden,  Chancengleichheit  sowie  Gleichberechtigung
garantieren, ein faires Führungsverhalten zeigen und auf die
physische  sowie  psychische  Gesundheit  der  Beschäftigten
abzielen. Klingt gut, oder?! Tja, und solange das nicht so ist
– so alt werde ich wohl gar nicht werden, denkt nur an Cicero
–, so lange kann ich nicht untätig bleiben. Daher ist für mich
die  Arbeit  in  einem  Personalverband  nach  wie  vor  eine
Herzensangelegenheit.



Marc von Rotz (bisher)

Eine Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern auf Augenhöhe
ist gerade in angespannten Zeiten enorm viel wert. Ich schätze
die offene und direkte Kommunikation sowohl im Personalverband
der Stadt Kriens als auch im Vorstand des ZV.

Gerne  bin  ich  bereit,  mein  Wissen  und  meine  Erfahrung
weiterhin dem Verband zur Verfügung zu stellen. Ich freue mich
auf konstruktive Auseinandersetzungen, intensive Gespräche und
respektvolle Lösungen.
Nach einem Jahr Vorstandstätigkeit bin ich überzeugt, dass ich
noch viel für unsere Mitglieder machen und bewegen kann. Aus
diesem Grund kandidiere ich für eine weitere Amtsperiode als
Vorstandsmitglied des Zentralverbandes Öffentliches Personal
Schweiz.

Rico Roth (bisher)

Die Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung ist spannend und



der  Kontakt  mit  den  unterschiedlichen  Anspruchsgruppen
interessant. Der öffentliche Dienst ist ein wichtiger Pfeiler
in unserem Land. Denken wir nur daran, in wie vielen Bereichen
im Alltag wir auf einen gut funktionierenden Service public
zählen können. Wir sind es gewohnt, all die Dienstleistungen
in hoher Qualität und Effizienz in Anspruch zu nehmen.

Die  öffentliche  Verwaltung  wird  auch  in  Zukunft  gefordert
sein,  sich  effektiv  zu  organisieren  und  ihre  Ressourcen
effizient  einzusetzen.  Die  verbesserten  Informations-  und
Kommunikationstechnologien  verhelfen  zu  mehr  Qualität,  aber
auch eine bessere Wirtschaftlichkeit. Es entstehen neue Formen
von  Aufgabenerfüllung  und  Zusammenarbeit  unter  den
Dienstleistern.  Die  dauernden  Veränderungen  und
Neuausrichtungen betreffen immer auch die Mitarbeitenden im
öffentlichen Dienst. Es ist daher wichtig, dass sich der ZV
weiterhin  und  mit  grossem  Engagement  für  die  Mitglieder
einsetzt. Themen wie zeitgemässe, faire Anstellungsbedingungen
und  leistungsgerechte  Vergütungen  werden  weiterhin  aktuell
bleiben.

Gerne werde ich den Vorstand Öffentliches Personal Schweiz
(ZV)  weiterhin  bei  den  anstehenden  Aufgaben  und
Herausforderungen  unterstützen.


